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Förderungsrichtlinie „Schulskikurs-Förderung“  
 

Allgemeiner Teil 

Ziel dieser Förderungen ist es, durch die finanzielle Unterstützung Schulen bzw. Schülerinnen und 

Schülern einen verstärkten Anreiz zu bieten, schulbezogene Wintersportwochen in der Steiermark 

abzuhalten. Dadurch soll Kindern und Jugendlichen der Wintersport nähergebracht werden und in 

weiterer Folge der steirische Wintertourismus gestärkt werden. 

 
1. Förderungsempfänger 

Förderungsempfänger sind Schulen in der Steiermark (vertreten durch die Schulleitung bzw. der 

Organisationsleitung der Wintersportwoche). 

 

2. Förderungsgegenstand 

Gefördert werden Bus- bzw. Bahnkosten für den Hin- und Rücktransport vom Schulort zum 

Wintersportort in der Steiermark. Nicht gefördert wird der Pendelverkehr während der 

Wintersportwoche. 

 

3. Budget 

Für die Förderungsaktion stehen € 200.000,-- für das Schuljahr 2026/2027 zur Verfügung. Die 

Förderungen werden nach dem Prinzip „First come, first served“ vergeben. Ist das Förderungsbudget 

aufgebraucht, werden keine Förderungsanträge mehr entgegengenommen.  

 

4. Förderungsvoraussetzungen 

• mind. 4 Übernachtungen im steirischen Wintersportort 

• Einholung von 3 Angeboten von befugten Gelegenheits- bzw. Linienverkehrsunternehmen ist 
erforderlich, der Bestbieter ist auszuwählen. 

 

5. Förderungshöhe 

Es werden die Kosten der Bus- bzw. Bahnkosten laut Rechnung gefördert, maximal jedoch der im 

Förderungsantrag genannte Betrag. Sollte die tatsächlich bezahlte Rechnung geringer sein (z.B. 

aufgrund kleinerer Schülerzahl, kleinerem Bus, etc.), wird dieser Betrag zur Auszahlung gebracht.  

 

6. Förderungsabwicklung 

Die Anträge sind mit den erforderlichen Beilagen mittels eines Onlineformulars, welches unter 

www.verwaltung.steiermark.at/abt12 abrufbar ist, zu übermitteln. Nach positiver Beurteilung durch 

die Förderungsstelle wird dem Förderungsempfänger eine Verpflichtungserklärung zur Unterfertigung 

zugesendet. Die bezahlte Rechnung muss bis spätestens 30.06. des Schuljahres, in dem die 

Wintersportwoche stattfindet, vorgelegt werden. Die Auszahlung erfolgt nach Übermittlung dieser 

Rechnung auf das im Antrag bekanntgegebene Konto. 

 

http://www.verwaltung.steiermark.at/abt12


Im Falle der Genehmigung der Förderung 

• verpflichtet sich der Förderungswerber bzw. -empfänger, diese ausschließlich für den der 

Förderungsentscheidung zugrundeliegenden Zweck zu verwenden und die 
Verwendungsnachweise für die Dauer von 7 Kalenderjahren ab dem Zeitpunkt der 

Durchführung der geförderten Maßnahme gesichert aufzubewahren; 

• verpflichtet sich der Förderungswerber bzw. -empfänger eventuellen Rechtsnachfolgern alle 

Verpflichtungen aus diesem Vertrag rechtswirksam zu überbinden und dies bis spätestens 14 

Tage nach rechtswirksamer Übertragung dem Förderungsgeber schriftlich unter Bekanntgabe 

aller relevanten Daten mitzuteilen und dem Förderungsgeber alle Änderungen der im 

Förderungsantrag dargestellten Umstände und Daten sowie alle Ereignisse unverzüglich 

anzuzeigen, welche die Realisierung des Förderungsgegenstandes während der Laufzeit der 
Förderung verzögern oder unmöglich machen; 
 

• verpflichtet sich der Förderungswerber bzw. -empfänger alle Kosten und Auslagen zu tragen 

oder zu ersetzen, die aus der Sicherstellung von Ansprüchen des Landes Steiermark im 

Zusammenhang mit dem Fördervertrag entstehen sowie solche Kosten und Auslagen zu tragen 

oder zu ersetzen, die mit der gerichtlichen Durchsetzung etwaiger Ansprüche des Landes 

gegen Dritte bzw. gegen das Land durch Dritte verbunden sind, die im Zusammenhang mit 
dem gegenständlichen Rechtsverhältnis stehen, sofern der diesbezügliche Rechtsstreit durch 

Handlungen oder Unterlassungen seitens des Förderungsnehmers verursacht wurde sowie in 

einem solchen Rechtsstreit dem Land zur Seite zu stehen, wobei das Land verpflichtet ist, den 

Förderungsnehmer rechtzeitig voll zu informieren und prozessuale Handlungen, gerichtliche 

und außergerichtliche Vergleiche sowie teilweise und gänzliche Anerkenntnisse in Bezug auf 

den streitgegenständlichen Anspruch nur im Einvernehmen mit dem Förderungsnehmer zu 

tätigen; 

• verpflichtet sich der Förderungswerber bzw. –empfänger den Organen des Förderungsgebers, 
des Landesrechnungshofes Steiermark oder vom Land Steiermark Beauftragten oder 

Ermächtigten zum Zwecke der Überprüfung der Einhaltung der Fördervertragsbestimmungen 

alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen und zu den üblichen Geschäftsstunden Zutritt zu den 

Geschäfts-, Lager- und sonstigen Betriebsräumen zu gewähren sowie Einsicht in sämtliche 

Bücher und Geschäftsunterlagen (insbesondere die Nachweise und Originalbelege) des 

Förderungsnehmers bzw. von überwiegend im Einfluss des Förderungsnehmers stehender 

Unternehmen zu gestatten, wo immer sich diese befinden;  

• erklärt sich der Förderungswerber bzw. -empfänger bereit, über beabsichtigte, laufende und 

erledigte, dasselbe Projekt betreffende Ansuchen bei anderen Rechtsträgern, Mitteilung zu 
machen und diesbezügliche spätere Änderungen bekanntzugeben; 

• verpflichtet sich der Förderungswerber bzw. -empfänger auf allen zum Projekt gehörenden 

Werbemitteln sowie während Veranstaltungen das „Grüne Steiermark Herz“ als Logo gut 
sichtbar zu verwenden. 

Dem Förderungsgeber steht das Recht zu, bereits ausbezahlte und dem Land Steiermark nicht 

rückerstattete Beträge zurückzufordern bzw. zur Auszahlung anstehende Beträge zurückzubehalten, 

wenn 

a.  der Förderungsempfänger eine seiner übernommenen Verpflichtungen nach gehöriger 
Abmahnung innerhalb einer Frist von einem Monat nicht einhält, oder 

 
b. die Gewährung der Förderung vorsätzlich oder fahrlässig durch unwahre Angaben oder 

Verschweigen maßgeblicher Tatsachen herbeigeführt wurde bzw. sonst seitens des 

Förderungsempfängers gegenüber dem Förderungsgeber vorsätzlich oder fahrlässig 

unwahre Angaben gemacht wurden. 
 

Für den Fall, dass über das Vermögen des Förderungsempfängers ein Insolvenzverfahren eröffnet wird 

oder ein Insolvenzantrag mangels eines zur Deckung der Kosten des Insolvenzverfahrens 



voraussichtlich hinreichenden Vermögens abgewiesen wird oder die Zwangsverwaltung über das 

Vermögen des Förderungsempfängers angeordnet wird, wird vereinbart,  
 
• dass diesfalls vor der Realisierung des Förderungsgegenstandes keine Förderungsmittel mehr 

ausbezahlt werden können und  

• dass bereits ausbezahlte Förderungsmittel zur Rückzahlung fällig werden, wenn vom 

Förderungsempfänger nicht nachgewiesen wird, dass die Realisierung des 

Förderungsgegenstandes trotz der vorstehend genannten Gründe gesichert ist. 
 

Der Förderungsempfänger ist verpflichtet, Rückerstattungen unverzüglich, spätestens jedoch 14 Tage 

nach Einmahnung durch den Förderungsgeber auf das Konto des Landes Steiermark, Raiffeisen-
Landesbank Steiermark AG, IBAN: AT023800090004105201, BIC: RZSTAT2G, unter Angabe der im Kopf 

genannten GZ zur Überweisung zu bringen. Die rückgeforderten Beträge sind gemäß § 1000 ABGB zu 

verzinsen. 

 

7. Geltungsdauer der Förderungsrichtlinie 

Diese Förderungsrichtlinie tritt mit Regierungssitzungsbeschluss in Kraft und gilt für das Schuljahr 

2026/2027. 

 

8. Registerabfragen 

Zum Zweck der Überprüfung der bekanntgegebenen Daten sowie zur Vervollständigung der Daten 

erfolgen Abfragen bei folgenden Registern:  

 

• Zentrales Melderegister - ZMR: Überprüfung von Namen, Geburtsdatum und Adresse.  
 

• Unternehmensregister: Daten aus dem Firmenbuch, dem Zentralen Vereinsregister sowie aus 

dem Ergänzungsregister für sonstige Betroffene.  
 

• Transparenzportal im Umfang des § 11 StFTG 2025.  
 

• Stammzahlenregister: für Zwecke der Bildung des maßgeblichen bereichsspezifischen 

Personenkennzeichens (bPK) und der verschlüsselten bereichsspezifischen 

Personenkennzeichen Transparenzdatenbank (vbPk-ZP-TB) und Amtliche Statistik (vbPK-AS). 
 

9.  Datenschutz, Transparenzdatenbank 

Der Förderungsgeber bzw. die Förderungsstelle ist berechtigt, alle im Förderungsantrag enthaltenen 

sowie die bei der Gewährung, der Auszahlung, der Einstellung und Kontrolle der Förderung sowie bei 

allfälligen Rückforderungen anfallenden, die den Förderungswerber bzw. den Förderungsnehmer 

betreffenden personenbezogenen Daten für Zwecke der Abwicklung der Förderung und für 

Kontrollzwecke automationsunterstützt zu verarbeiten. (Rechtsgrundlage: Art. 6 Abs. 1 lit. b und e, Art. 

9 Abs. 2 lit. g Datenschutzgrundverordnung – DSGVO iVm § 15 Steiermärkisches 

Förderungstransparenzgesetz – StFTG 2025)  
 
Der Förderungsgeber bzw. die Förderungsstelle ist berechtigt, die in der Förderungsrichtlinie 

erwähnten Registerabfragen durchzuführen und zu diesem Zweck die dafür erforderlichen Daten an 

die Registerverantwortlichen zu übermitteln.  
 
Der Förderungsgeber bzw. die Förderungsstelle ist berechtigt, die oben genannten Daten für allfällige 
Rückforderungen zu verarbeiten und zu diesem Zweck auch an Gerichte zu übermitteln. 

(Rechtsgrundlage: Art. 6 Abs. 1 lit. f, Art. 9 Abs. 2 lit. f  DSGVO).  
 
Der Förderungsgeber bzw. die Förderungsstelle ist berechtigt, Daten des Förderungsnehmers an 

folgende Empfänger zu übermitteln:  

• an den Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshof Steiermark für Kontrollzwecke; 

• Name oder die Bezeichnung unter Angabe der Rechtsform, den Förderungsgegenstand, die 

Art und die Höhe der Förderungsmittel, die Zuordnung zum Leistungsangebot sowie Angaben 

über die Zahlungen an das für Finanzen zuständige Mitglied der Bundesregierung zum Zweck 



der weiteren Verarbeitung gemäß § 2 TDBG 2012 in der Transparenzdatenbank (§ 12 iVm § 

15 Abs. 5 StFTG 2025);  

• Name oder die Bezeichnung unter Angabe der Rechtsform, den Förderungsgegenstand sowie 

die Art und die Höhe der Förderungsmittel im Rahmen des Förderungsberichts gemäß § 13 

StFTG 2025 an den Landtag sowie an die Allgemeinheit. 

 

10. Informationsfreiheitsgesetz 

• Informationen von allgemeinem Interesse sind nach § 4 Informationsfreiheitsgesetz zu 

veröffentlichen. Nach dieser Richtlinie gewährte Förderungen können davon betroffen sein. 
 

• Daten zu Förderungen an nicht natürliche Personen, die in einem Kalenderjahr mehr als 1.500 

Euro betragen, können gemäß § 40k Transparenzdatenbankgesetz 2012 am Transparenzportal 
veröffentlicht werden. 

 

11. Speicherfrist und Rechtsschutz 

Die Daten werden für einen Zeitraum von zehn Jahren nach der Beendigung der vollständigen 

Abwicklung der Förderung aufbewahrt, sofern keine rechtliche Verpflichtung dem entgegensteht oder 

die Daten in anhängigen verwaltungsbehördlichen oder gerichtlichen Verfahren benötigt werden (§ 15 

Abs. 8 StFTG 2025).  
 
Allgemeine Informationen  

• zu den Ihnen zustehenden Rechten auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der 

Verarbeitung, Widerruf und Widerspruch sowie auf Datenübertragbarkeit,  

• zu dem Ihnen zustehenden Beschwerderecht bei der Österreichischen Datenschutzbehörde 

und  

• zum Verantwortlichen der Verarbeitung (Amt der Landesregierung gemäß § 15 Abs. 9 StFTG 
2025) und zum Datenschutzbeauftragten  

 
finden Sie auf der Datenschutz-Informationsseite der Steiermärkischen Landesverwaltung 

(https://datenschutz.stmk.gv.at). 

 


